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[ 
Pauschalhonorar und 
Rechenschaftspflicht ] 

Art. 12 lit. i und Art. 17 Abs. 1 BGFA; Art. 400 Abs. 1 OR 

Kann ein Anwalt seine Abrechnungspflicht nicht 

detailliert erfüllen, so liegt ein Berufsregelverstoss vor. 

Dies gilt auch dann, wenn ein Pauschalhonorar ver­
einbart wurde. (244] 

BGer 2C_314/2020 vom 3. Juli 2020 

Rechtsanwalt A. vertrat B. in ihrem Eheschutz- und Schei­

dungsverfahren. In der Honorarvereinbarung vom 11. April 

2017 wurde unter anderem ein Stundensatz von Fr. 350.­

festgelegt. A. stellte B. für vorprozessuale und Bemühungen 

im Eheschlussverfahren am 18. Juli 2017 eine detaillierte 

Honorarabrechnung ZU. Bei der Vorbereitung des Schei­

dungsverfahrens kam es zu Differenzen zwischen A. w1d B. 

A. machte sodann in seinem Schreiben vom 19. Oktober 

2017, das von B. gegengezeichnet wurde, unter anderem fol­

gende Ausführungen: «Ausgehend von einem zu Ihren 

Gunsten reduzierten Streitwert [.: .] wird sich mein Honorar 

bis Abschluss des Ehescheidungsverfahrens auf Fr. 34 000.­

( ... ] beziffern. In diesem Honorar wären meine bisherigen, 

für Sie seit 13. Juli 2017 erbrachten Bemühungen [ ... ] bis 
dann Erlass des Ehescheidungsurteils enthalten [ ... ]. Diese 

Kostenschätzung basiert wie erwähnt auf der Vorgabe wie 
damit Annahme, dass eine vollständige Ehescheidungskon­

vention effektiv unterzeichnet werden kann [ ... J. Selbstver­

ständlich würde ich Sie [ ... J rechtzeitig informieren, wenn 

sich meine Kostenschätzung als nicht richtig [ ... ] erweisen 

würde. Diese Kostenschätzung basiert [ ... ] auf der Vorgabe 

wie damit Annahme, dass eine vollständige Ehescheidungs­

konvention effektiv unterzeichnet werden kann». Nach Ab­

schluss des Ehescheidungsverfahrens stellte A. Rechnung 

gemäss dem Schreiben vom 19. Oktober 20 17. Aufforderun­

gen von B. und deren Anwalt, über die Aufwendungen de­
tailliert und nachvollziehbar abzurechnen, leistete A. nicht 

Folge. 

Auf Anzeige von A. hin stellte die Anwaltskommission 
des Kantons Aargau fest, dass A. Art. 12. lit. i. BGFA ver-

Anwaltsrecht 31 

letzte, erteilte ihm einen Verweis und auferlegte ihm die 

Verfahrenskosten von Fr. 1112.-. Das Verwaltungsgericht 

des Kantons Aargau wies eine Beschwerde ab. Daraufhin ge­

langte A. mit Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angele­

genheiten ans Bundesgericht. 
Das Bundesgericht führt aus, dass nach seiner Recht­

sprechung der Klient für ein Honorar nach Aufwand jeder­

zeit eine detaillierte Rechnung verlangen kann und der An­

walt unter Umständen seine Pflichten nach Art. 12 lit. i 

BGFA verletzt, wenn er dieser Aufforderung nicht nach­

kommt. Die Pflicht, detailliert Rechnung zu stellen, ergibt 

sich bereits aus der Rechenschaftspflicht gemäss Art. 400 

Abs. 1 OR. Ein Pauschallionorar zwischen Anwalt und Kli­

ent zu vereinbaren, ist zulässig. Eine solche Vereinbarung 

entbindet den Anwalt nicht von der Pflicht, den von ihm 

aufgewendeten Zeitaufwand korrekt zu erfassen ( vgl. BGer 

2C_205/2019 vom 26. November 2019, besprochen in ius. 

focus 2020 Nr. 54). 

Wie die Vorinstanzen lässt das Bundesgericht offen, ob 

am 19. Oktober 2017 ein Pauschalhonorar oder eine Ab­

rechnung nach Aufwand vereinbart worden ist. Der Umfang 

der anwaltlichen Rechenschaftspflicht ist beim Pauschal­

honorar nicht geringer als bei einer anderen Honorarart. 

Der Anwalt muss eine detaillierte Abrechnung vorlegen 

können, aus der die einzelnen Bemühungen und die dafür 

aufgewendete Zeit entnommen werden können. Da A. diese 

Abrechnungspflicht nicht erfüllt hat, hat die Vorinstanz zu 

Recht einen Verstoss gegen Art. 12 lit. i BGFA bejaht. 
Bezüglich der auszufällenden Massnahme greift das 

Bundesgericht nur ein, wenn die angefochtene Sanktion 

den Rahmen des pflichtgemässen Ermessens sprengt und 

damit als klar unverhältnismässig und geradezu willi<ürlich 

erscheint. Die Vorinstanz hat das Nichterfüllen der auf­

tragsrechtlichen Rechenschaftspflicht und den Verzicht auf 

eine detaillierte interne Leistwlgserfassung als mittelschwe­

ren Berufsregelverstoss qualifiziert und somit eine Verwar­

nung ausgesprochen. Dies sprengt den Rahmen des pflicht­

gemässen Ermessens nicht. 

Kommentar 

So wie sich der Sachverhalt aus dem Entscheid ergibt, 

kann mit guten Gründen bezweifelt werden, dass ein Pau­

schalhonorar vereinbart wurde. Da die Pflicht zur Rechen­

schaftsablegung und zur detaillierten Leistungserfassung 

aber unabhängig von der Art des vereinbarten Honorars 

gilt, musste diese Frage nicht beantwortet werden. Dass 

der Beschwerdeführer bis vor Bundesgericht eine Berufs­

regelverletzung bestritten hat, ist angesichts des klaren 

Sachverhaltes erstaunlich. 
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